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(Nr. 8454.) Geſetz, betreffend den Austritt aus den jüdiſchen Synagogengemeinden. Vom 
28. Juli 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


een „mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: 


| 8.1. 

Es iſt jedem Juden geſtattet, ohne Austritt aus der jüdiſchen Religions— 
gemeinfeaft 1 5 Judenthume) wegen religiöſer Bedenken aus ae jüdischen 
Synagogengemeinde (jüdiſchen Kultusgemeinde, religiöſen jüdiſchen Gemeinde, 
iſraelitiſchen Religionsgemeinde) auszutreten, welcher er auf Grund eines Geſetzes, 
eines Gewohnheitsrecht, oder einer Verwaltungsvorſchrift angehört. 

Ein Jude, welcher von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht hat, wird bei 
Verlegung ſeines Wohnſitzes in den Bezirk einer andern Synagogengemeinde 
nicht Mitglied dieſer Gemeinde, wenn er derſelben vor oder bei ſeinem 1 

e 


eine fchriftliche dahin gerichtete Erklärung, daß er nicht Mitglied der Gemein 
werden wolle, abgiebt. 92 


Der Austritt aus einer e emeinde (jüdifchen Kultusgemeinde xx. 
§. 1.) mit bürgerlicher Wirkung erfolgt dadurch, daß der Austretende in Perſon 
vor dem Richter feines Wohnorts den Austritt unter Hinzufügung der Ver⸗ 
ſicherung erklärt, daß ſolcher auf religiöſen Bedenken beruhe. 

§. 3. 

Der Aufnahme der Austrittserklärung muß ein hierauf gerichteter Antrag 
vorangehen. Derſelbe iſt durch den Richter dem Vorſtande der betreffenden 
Synagogengemeinde ohne Verzug bekannt zu machen. Die Aufnahme der Aus- 
trittserklärung findet nicht vor Ablauf von vier Wochen und ſpäteſtens innerhalb 
ſechs Wochen, nach Eingang des Antrags, zu gerichtlichem Protokolle ſtatt. 
Abſchrift des Protokolls iſt dem Vorſtande der Synagogengemeinde zuzuſtellen. 
Eine Beſcheinigung des Austritts iſt dem Ausgetretenen auf Verlangen zu ertheilen. 

§. 4. 
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$.4. 
Als Koſten des Verfahrens werden nur Abſchriftgebühren und baare 
Auslagen in Anſatz gebracht. 85 


Die in den vorſtehenden Beſtimmungen dem Richter beigelegten Verrich⸗ 
tungen werden im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln durch den 
Friedensrichter, im Gebiete der ehemals freien Stadt Frankfurt a. M. durch die 
zweite Abtheilung des Stadtgerichts daſelbſt wahrgenommen. 

$. 6. 

Die Austrittserklärung bewirkt, daß der Ausgetretene 

1) an den Rechten, welche den Mitgliedern der Synagogengemeinden als 
ſolchen zuſtehen, vom Tage der Erklärung ab nicht mehr Theil zu 
nehmen hat, un 

2) zu Leiſtungen, welche auf der perſönlichen Angehörigkeit zur Synagogen⸗ 
gemeinde beruhen, oder welche hinſichtlich der dieſelbe beaufſichtigenden 

eamten durch Geſetz oder Verwaltungsvorſchrift allgemein den Juden 
eines beſtimmten Bezirks auferlegt ſind, vom Schluſſe des auf die Aus⸗ 
trittserklärung folgenden Kalenderjahres ab nicht mehr verpflichtet wird. 

Der Ausgetretene hat jedoch zu folgenden Laſten der Synagogengemeinde 

für die dabei bemerkte längere Zeit noch ebenſo beizutragen, als wenn er ſeinen 
Austritt aus der Synagogengemeinde nicht erklärt hätte: 

a) zu den Koſten eines außerordentlichen Baues, deſſen Nothwendigkeit 
vor Ablauf des Kalenderjahres, in welchem der Austritt aus der 
Synagogengemeinde erklärt wird, feſtgeſtellt iſt, bis zum Ablaufe des 

zweiten auf die Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres; 

b) zur Erfüllung derjenigen Verpflichtungen der Synagogengemeinde, 
welche zur Zeit der Austrittserklärung dritten Perſonen gegenüber be⸗ 
reits begründet ſind, für die Dauer dieſer Verpflichtungen, indeſſen 
längſtens bis zum Ablaufe des auf die Austrittserklärung folgenden 
fünften Kalenderjahres. Einnahmen aus Grundſtücken müffen zunächſt 
ur Erfüllung der Verpflichtungen verwendet werden, welche aus dem 
Be e oder der Benutzung derſelben herrühren. Der Betrag, welchen 
der Ausgetretene zu leiſten hat, ſoll den Durchſchnittsbetrag der von 
ihm in den der Austrittserklärung vorhergegangenen drei Kalender⸗ 
jahren geleiſteten Beiträge nicht uͤberſteigen. Das Recht der Mit⸗ 
benutzung des Begräbnißplatzes der Synagogengemeinde und die Pflicht 
der Theilnahme an den Laſten, welche der Synagogengemeinde aus 
dem Begräbnißplatze erwachſen, verbleiben dem Ausgetretenen ſo lange, 
als ihm nicht die Berechtigung zuſteht, einen anderen Begräbnißplatz 
u benutzen. Erworbene Privatrechte an Begräbnißſtellen werden 
urch den Austritt nicht berührt. 

Verlegt der Ausgetretene ſeinen Wohnſitz aus dem Bezirke der Synagogen⸗ 

emeinde in den Bezirk einer anderen Synagogengemeinde, ſo erliſcht, vorbehaltlich 
25 Vorſchrift im N 7., jede nach den Beſtimmungen unter Nr. 2. dem Aus⸗ 


ge 
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getretenen ne fernere Beitragspflicht, wenn derſelbe Mitglied der Syna⸗ 
gogengemeinde des neuen Wohnortes geworden iſt. a 

Leiſtungen, welche nicht auf perſönlicher Angehörigkeit zur Synagogen⸗ 
gemeinde beruhen, insbeſondere auch ſämmtliche Leiſtungen für Zwecke der öffent⸗ 
lichen jüdiſchen Schulen, jedoch mit Ausnahme der Religionsſchulen der Syna⸗ 


gogengemeinden, werden durch die Austrittserklärung nicht berührt. 


§. 7. 

Die Beſtimmungen des für das Großherzogthum Poſen erlaſſenen Ge⸗ 
ſetzes vom 24. Mai 1869. (Geſetz⸗Samml. S. 838.) über die Verpflichtung der 
ihren Wohnſitz verändernden Mitglieder einer Synagogengemeinde zur Ablöſun 
ihres Antheils an den Kapitalſchulden der letzteren, ſollen fortan für den Fa 
der erſten künftigen Wohnſitzveränderung im Sinne des F. 2. des gedachten Ge⸗ 
ſetzes auch auf en Juden Anwendung finden, welche, ehe dieſe Wohnſitz⸗ 
veränderung erfolgt, aus der Synagogengemeinde ihres Wohnortes im Groß⸗ 
herzogthum Poſen auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes ausgetreten ſind. 
Die nach F. 6. dieſes letzteren dem Ausgetretenen obliegende fernere Beitrags⸗ 
leiſtung erliſcht aber beim Eintritte der Verpflichtung deſſelben zur Ablöſung 
nach dem Geſetze vom 24. Mai 1869. 

§. 8. 

Vereinigen ſich die Ausgetretenen Behufs dauernder Einrichtung eines be⸗ 
ſonderen Gottesdienſtes, ſo können denſelben durch Königliche Verordnung die 
Rechte einer Synagogengemeinde beigelegt werden. 

§. 9. 
infichtlich des Austritts aus der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft (dem 
. bleibt es bei den Beſtimmungen des Geſetzes vom 14. Mea 1973, 
betreffend den Austritt aus der Kirche. 
Die nach $. 6. litt. b. des gegenwärtigen Geſetzes den aus einer Syna⸗ 
ogengemeinde aus etretenen Juden obliegende beſondere Verpflichtung wird durch 
den nachträglichen ustritt derſelben aus dem Judenthume aufgehoben. 
§. 10. 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen werden hierdurch außer 


Kraft geſetzt. su 
Der ae des Innern und der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗Angelegenheiten ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wildbad Gaſtein, den 28. Juli 1876. i 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. Hofmann. 
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Bekanntmachung. 


Nac Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 5 
find befannt gemacht: 


1) der am 26. Juni 1876. Allerhöchſt vollzogene Tarif, nach welchem die 


Abgabe für Benutzung des Tollenſe-Ueberganges bei Oſten, Kreis Dem⸗ 
min, bis auf Weiteres zu erheben iſt, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Stettin Nr. 31. S. 165., ausgegeben den 4. Auguſt 1876.; 


2 der Allerhöchſte Erlaß vom 29. Juni 1876., betreffend die in Abänderung 


des F. 25. Abſatz 4. des Pferdeaushebungs-Reglements vom 12. Juni 
1875. erfolgte anderweite Feſtſetzung der Reiſekoſten und Tagegelder der 
landräthlichen Büreaugehülfen, welche außerhalb des Kreisortes bei der 
Muſterung des Pferdebeſtandes und bei der Aushebung der Mobil- 
machungspferde mitwirken, durch das Amtsblatt für Hannover Nr. 35. 
S. 293., ausgegeben den 18. Auguſt 1876. 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 5. Juli 1876., betreffend den chauſſeemäßigen 


Ausbau der die Fortſetzung der Straße von Stetten über Owingen, 
Regierungsbezirk Sigmaringen, bis zur Württembergiſchen Landesgrenze 
in = Richtung auf Balingen bildenden Straßenſtrecke bis zur Sa 
Balingener Chauſſee zwiſchen Steinhofen und Engſtlatt und die Verleihung 
des Enteignungsrechts bezüglich der zu dieſem Bau auf Preußiſchem 
Gebiet erde e Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Sigmaringen Nr. 32. S. 129./130., ausgegeben den 
11. Auguſt 1876. 


4) das am 12. Juli 1876. Allerhöchſt vollzogene Privilegium wegen Aus⸗ 


abe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der Stadt Ems zum 
etrage von 450,000 Mark, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 


zu Wiesbaden Nr. 32. S. 239. bis 241., ausgegeben den 10. Auguſt 1876. 
5) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Juli 1876. und der durch denſelben ge⸗ 


nehmigte dritte Nachtrag zu den Statuten der Feuerſchaden-Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften für die Städte und Flecken und für das platte Land des 
Fürſtenthums Oſtfriesland und des Harrlinger Landes zu Aurich, durch 
das Amtsblatt für Hannover Nr. 35. S. 293./294., ausgegeben den 
18. Auguſt 1876. 


Redigirt im Büzeau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


